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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Besuch des südafrikanischen Ministerpräsidenten Botha in Bonn 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß der kritische Dialog der 
Bundesregierung mit der südafrikanischen Minderheitsregierung 
bisher zu keinem nennenswerten Ergebnis geführt hat. Auch für 
die Zukunft ist nicht zu erwarten, daß das weiße Unrechtsregime 
auf müde Ermahnungen seiner westlichen Verbündeten mit der 
Abschaffung der Apartheidstrukturen reagieren wird. Dies zeigt 
sich u. a. an den grausamen Zwangsumsiedlungen, durch die 
Millionen von schwarzen Bürgerinnen und Bürgern Südafrikas 
aus den sog. weißen Gebieten in die wirtschaftlich nicht existenz- 
fähigen Bantustans abgeschoben werden. Damit wird ihnen auch 
das Heimatrecht in ihrem eigenen Land abgesprochen. Trotz 
heftiger internationaler Proteste - vor aUem der Kirchen, aber 
auch der Bundesregierung - hält die südafrikanische Minder- 
heitsregierung weiterhin an diesen unmenschlichen Zwangsmaß- 
nahmen fest. 

Der Deutsche Bundestag ist davon überzeugt, daß die südafrika- 
nische Regierung nur durch direkte und spürbare Sanktionen zur 
Änderung ihrer Unrechtspolitik veranlaßt werden kann. Der 
Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung auf, das 
in der Welt einzigartige Kulturabkommen mit Südafrika zu kün- 
digen, Visumszwang für Südafrikaner einzuführen, wirksame 
Wirtschaftssanktionen gegen Südafrika zu verhängen und die 
mihtärisch-nukleare Zusammenarbeit mit Südafrika in allen 
Bereichen sofort zu beenden. Wichtige Elemente bei der Verwirk- 
lichung eines totalen Wirtschaftsboykotts durch die Bundesregie- 
rung sind: Beendigung jeglicher Öffentlicher oder privater Kredit- 
vergabe, Importverbot für südafrikanische Kohle, Agrarprodukte 
und Krügerrands, Exportverbot für Erdöl und Technologien sowie 
Anlagen zur Umwandlung von Kohle in Treibstoffe. 

Der Deutsche Bundestag mißbüligt die Einladung der Bundes- 
regierung an den südafrikanischen Ministerpräsidenten Botha. 
Damit wird das Unrechtsregime international aufgewertet und 
erhält Gelegenheit, sich entgegen den Tatsachen als Friedens- 
stifter im südlichen Afrika darzusteüen. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, statt- 
dessen das Gespräch mit den wahren Vertretern des südafrikani- 
schen Volkes - z. B. dem seit über 20 Jahren inhaftierten Nelson 
Mandela — zu suchen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich bei 
der südafrikanischen Regierung für die sofortige Freüassung von 
Nelson Mandela und allen politischen Gefangenen einzusetzen. 

Bonn, den 5. Juni 1984 

Schoppe, Dr. Vollmer und Fraktion 
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